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Deutschland.

Stuttgart, 11. Juni . Am Gustav Sieglehaus fand gestern,
wie schon kurz gemeldet , eine Kundgebung gegen die entschädi-
aunaslose Fürstenenteignung statt . Hauptredner war Alfred
Roth Es sprachen -dann weiter für die Deutsche Volkspartei
Generalleutnanta . D . Haas , für -die Beamten Äandgerichtsrat
Dr Goez, für den Haus - und Grundbesitzerverein Gustav Beß¬
rer für den Württ . Ofsizierbund Generalleutnant Landauer,
für die Frauen und Rentnerinnen Elise Roser , -für den Mittel-
standÄimd Bäckermeister Kachele und für die Deutschnationale
Volksportei Rechtsanwalt Läpple . Alle Reden gipfelten in der
Forderung, am 20. Juni sich an der -Wahl nicht zu beteiligen.

Berlin, 14. Juni . Aus Prag wird der „D . A. Z ." die Be¬
schlagnahmedes gesamten Grundbesitzes -des deutschen -Stiftes
Tepl durch das tschechische Bodenamt gemeldet . Die Exekution
soll in der nächsten Woche zur Durchführung kommen.

NeubaufürdermUl.

Die der Förderung -des Wohnungsneubaus dienende staat¬
liche Wohnungskrcditanstalt , deren Bestimmung die Hergabe
pon Baudarlehen zu angemessenem Zinsfuß ist, ist wegen Er¬
schöpfung-der ihr zur -Verfügung stehenden Mittel seit Mona¬
ten nicht mehr in der Lage , Baudarlehen zu verwilligen . Die
Neubautätigkeit droht infolgedessen ins -Stocken zu geraten.
Um -dem abzuhclsen, haben die Abgeordneten Schees und Dr.
Elsas (Dem.) AU der im Landtag bevorstehenden Beratung
des Kapitels 13, Ministerium des Innern , -folgenden Antrag
gestellt: Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministe-
rium zu ersuchen: durch Aufnahme eines weiteren größeren
Darlehens die Mittel -dafür zu beschaffen, datz Men bis -' jetzt
eingereichten und im Lauf des jetzigen Rechnungsjahrs noch ein-
kommenden, berücksichtigungswürdigen Baudarlehensgesuchen
in angemessener Weise entsprochen werden kann.

Ein Schicksalstag für das deutsche Volk.
In den „Münchener Neuesten Nachrichten " nimmt der ehe¬

malige österreichische Außenminister Dr . Mataja in beachtens¬
werten Ausführungen Stellung gegen den Volksentscheid für
die entschädignngslose Enteignung der Fürstenhäuser . Mataja
betont, daß bei einem Sieg der Enteignungsparteien jeder Ver¬
letzung des -Eigentumsrechts Tor und Tür geöffnet wäre und
die bürgerliche-Gesellschaft vor der Auflösung stünde . Mataja
begrüßt lebhaft die.Haltung Hindenburgs , der ein Staatsmann
von großem Formate ist und stellt an die Demokraten die
Frage, ob ihnen nur der Hinden -burg gefalle , -der die Verfas¬
sung schütze, nicht auch der , der die Unverletzlichkeit der Rechts-
grundlagen des Staates -betone . Wenn der 20. Juni nicht
glücklich vorübergehe, schreibt Mataja weiter , dann würde in
Deutschland eine lähmende , verderbliche , in ihren Konsequenzen
unübersehbare Staatskrise entstehen . Es wäre ein Konflikt
Milchen dem deutschen Volk und seinen politischen Parteien,
demi Sozialdemokraten und Kommunisten zusammen haben
auch bei den letzten Wahlen (1925) nur rund 10 Millionen
stimmen aufgebracht, das ist etwa ein Drittel der abgegebenen
Lummen, etwa ein Mertel -der Stimmberechtigten . Diese
Knie ist gar nicht ohne weiteres lösbar , und würde das gesamte
innere politische Gleichgewicht Deutschlands ins Wanken brin-
gen. Deshalb ist es ja ganz unbegreiflich , daß die deutschen
Sozialdemokraten sich in diese Bahn haben drängen lassen.
Gehe der 20. Juni nicht glücklich vorüber , -dann stehen wir über¬
haupt vor einer neuen Situation in Europa , -denn die Staats-
rriie m Deutschland würde die Verhältnisse von Grund auf
Adern Mataja schließt seinen Aussatz mit den Worten : die
-Sozialdemokraten haben -sich auf ein sehr gewagtes Experiment
eingelassen. Hoffen wir , daß kein Unglück daraus entsteht.

Das Handwerk gegen den Volksentscheid.
, lg. Juni . Der Vorstand des Deutschen Handwer-
lerbundes erläßt zum Volksentscheid einen Aufruf , in dem cs
-ch - Rm 20. Juni soll -das -deutsche Volk entscheiden,

^ PUbateigentum der Fürsten enteignet werden soll. Nach
Reichsverfassung und den Rechtsgrundsätzen aller

Ä ^ Privateigentum unantastbar . Das Hand-
run), ..gegen -die Sozialisierung und Kommunalisie-

ankämpfen müssen und hart empfunden , wie ge-
^artige Anträge im Wirtschaftsleben sind. Aus allen

sieht sich daher -der erweiterte Vorstand des
- Handwerkerbundes veranlaßt , das gesamte deutsche

M-i- ? ^ ä? usz,urufen, am 20. Juni , -dem Tage der Abstimmung
V " ung der Fürsten , der Wahlurne fernzubleiben.

WE, .^ ''er, die aus wirtschaftlichen oder anderen Gründen zur
müssen, werden ersucht , in diesem -Falle dnrch-

üuchene Stimmzettel abzugeben.

Berliner Preffestimmen zum Austritt Dr . Schachts.
wie Juni . Reichsbankpräsident Dr . Schacht hat,
der-̂ „i.'l.Alrgeteilt, M einem Schreiben an den Hauptvorstand
derN-Üi!" ? -demokratischen-Partei seinen Austritt erklärt mit
zweckser  habe in der Frage -des Volksentscheides
ablebn/nk r̂ ^ ? " 6sloser Enteignung der Fürsten eine positiv
ÄiaemÄ " Stellungnahme der Partei erwartet . Das „Bcrl.
linken !" Adilligt das Verhalten Schachts , der auf dem
Blau -der Demokratischen Partei gestanden habe . Das
. .. nagt : „Hat <>r sich jetzt so entwickelt, daß -auch eine Er-
eiaewän,!- „ Ehr genügt, die -das Prinzip des Pri -vat-
Berat»naen"S ^ ^ betont? Herr Dr . Schacht hat sich an den
denken»-^ d̂es Parteivorstandes nicht beteiligt. Wenn er Be-

er sie rechtzeitig Vorbringen, vielleicht ihnen
nickt HEen. -Wir bedauern, -daß er sein Talent
«uck m t ^ ^ -dung dieser Schwierigkeiten aufgeboten hat,
Komp>-n!̂ ;,-Ä ^ E . nicht für die Durchsetzung des erstrebten
>aßt, hi» ^ und, ein wenig spät, Entschlüsse
Freude ^ sherlgen, Gegner auf der rechten Seite mit
»reuoe er füllen." Die „Tägliche Rundschau" meint, daß der

Austritt des Reichsbankpräsidenten für die Demokratische Par¬
tei eine Mißkreditierung schlimmster Art sei. Die Demokratische
-Partei nenne sich gern die Vertreterin wirtschaftlich bedeut¬
samer Kreise und habe sich deshalb auch stets mit großer Vor¬
liebe des Namens des Reichsbankpräsidenten zu Reklamezwecken
bedient . Mit diesen Kreisen aber habe sie unter der Führung
des Herrn Koch jede -Fühlung verloren . Sie habe sich zur
Schleppenträgerin der Sozialdemokratischen Partei gemacht
und bei -der Ausgabe ihrer Parole zum Volksentscheid vor der
Sozialdemokratischen Partei kapituliert . Sie werde sich nicht
zu wundern brauchen , daß sie dafür jetzt die Quittung erhalte.
Der „Tag " behauptet , Dr . Schacht habe sich schon seit längerer
Zeit immer -schärfer gegen -die Politik der Reichstagsfraktion
der Demokraten ausgesprochen . Nachdem der Parteiausschuß
-kurz vor Pfingsten den bekannten Beschluß auf Freistellung der
Abstimmung beim Volksentscheid gefaßt habe , habe Dr . Schacht
geglaubt , -die Verantwortung , die er gegenüber der deutschen
Wirtschaft trage , mit dieser Stellungnahme der Demokratischen
Partei , die im wesentlichen unter dem Einfluß der Frankfurter
Richtung zustande gekommen sei, nicht mehr vereinbaren zu
können. Der Reichsbankpräsident habe sich mehrfach dahin ge¬
äußert , datz die Mißstimmung im Auslande gegen Deutschland
wieder zunehme , weil man allgemein mit dem Kampf für -das
sozialdemokratisch -kommunistische Enteignungsgesetz eine neue
wirtschaftliche Krise in Deutschland befürchte . Vom „Demo¬
kratischen Zeitungsdienst " wird demgegenüber erklärt , daß sich
Dr . Schacht „in keiner anderen Frage als -der des Volksent¬
scheides in Konflikt mit -der Parteileitung befunden habe ."

Was will der Volksentscheid?

Bon den -verschiedensten Seiten -sind wir darauf aufmerksam
gemacht worden , daß in -der breiten Qeffentlichkeit eigentlich
gar nicht genügend bekannt ist, über was denn eigentlich die
Abstimmung am -Sonntag die Entscheidung fällen solle, dies
zugleich mit -dem Ersuchen , das Gesetz, um das es sich La-bei
handelt , hier zu veröffentlichen . Diesem Ersuchen ent¬
sprechen wir hiermit , indem wir daraus Hinweisen, -daß das Be¬
sondere dieses Gesetzentwurfes darin liegt , daß das gesamte
Vermögen , also auch das reine Pri -vatvermögen -der früheren
Fürsten und nicht nur dieses, sondern auch ihrer -Familien unv
-Familienangehörigen enteignet werden soll, und daß diese Ent¬
eignung ohne Entschädigung , also ohne Abfindung oder Ersatz,
gedacht ist : unter gleichzeitiger Aushebung sämtlicher über eine
friedliche Auseinandersetzung zwischen einzelnen Ländern und
Fürstenhäusern bereits geschlossenen und rechtsgiltig geworde¬
nen Verträge . Das „Ja " der Abstimmung wird also iür -diese
entschädignngslose Gesamtentcignung stimmen , während die, die
-diese Lösung nicht wünschen, ihr Kreuz auf dem Abstimmungs-
zettel in den Kreis für „Nein " einzeichnen müssen . Das Gesetz,
um das es geht , lautet:

Gesetz zur Enteignung der Fürstcnvermögen.
Auf Grund des Artikels 153 der Reichsverfassung wird be¬

stimmt:
Artikel 1. Das gesamte Vermögen der -Fürsten , die bis zur

Staatsnmwälzung im Jahre 1918 in einem der deutschen Län¬
der regiert haben , sowie das gesamte Vermögen der Fürsten¬
häuser , ihrer Familien und Familienangehörigen werden zum
Wohle der Wgemeinheit obnc Entschädigung enteignet . Das
enteignete Vermögen wird Eigentum des Landes , in dem das
betreffende -Fürstenhaus bis zu seiner Absetzung oder Abdan¬
kung regiert hat.

Artikel 2. Das enteignete Vermögen wird verwendet zu¬
gunsten a) der Erwerbslosen , b) der Kriegsbeschädigten und
Kriegerbinterbliebenen , c) der Sozial - und Kleinrentner,
ci) -der bedürftigen Opfer der Inflation , e) der Landarbeiter,
Kleinpächter und Kleinbauern durch Schaffung von Siedlungs¬
land auf dem enteigneten Landbesitz. Die Schlösser , Wohnhäuser
und sonstigen Gebäude werden für allgemeine Wohlsahrts -,
Kultur - und Erziehungszweckc , insbesondere zur -Errichtung von
Genesungs - und Versorgungsheimen für Kriegsbeschädigte,
Kriegshinterbliebene , Sozial - und Kleinrentner , sowie von Kin¬
derheimen und Erziehungsanstalten verwandt.

Artikel 3. Me Verfügungen , einschließlich der Hypothekcn-
belastungen und Eintragungen , die mit Bezug ans die nach
-diesem Gesetz enteigneten Vermögen oder ihre Bestandteile nach
dem 1. November 1918 durch Urteil , Vergleich , Vertrag oder
auf -sonstige Weise getroffen wurden , sind nichtig.

Artikel 4. Die Ausführungsbestimmungen zu diesem Ge¬
setz werden durch ein Reichsgesetz festgelegt, das innerhalb dreier
Monate nach amtlicher Feststellung des Abstimmungsergeb¬
nisses zu erlassen ist. Dieses Reichsgesctz hat insbesondere die
näheren Bestimmungen zur Ausführung des Artikels 2 dieses
Gesetzes über die Verwendung der enteigneten Fürstenvermö¬
gen durch die Länder zu treffen.

Ausland.
Paris , 14. Juni . Louchenr fordert neue Steuern zur Be¬

hebung der -Finanznot.
London, 14. Juni . England wünscht -die Beibehaltung

des gegenwärtigen Standes in Marokko.
Beirut, 14. Juni . Die französische Artillerie Lombardiert

die Damaskus umgebende Oase , in der sich die Drusen kon¬
zentrieren.

London, 14. Juni . Wie aus Johannesburg nach London
berichtet wird , wird der - frühere Kaiser Wilhelm fl. Lei dem
Gericht in Windhuk in Sü -dwcstafri -ka ein Gesuch um Zurück¬
erstattung seiner im Mandatsgebiet gelegenen Güter stellen. Die
Güter wurden im Jahre 1912 von den Hohenzollern erworben.
Der Kaiser stellt sich nun auf den Standpunkt , daß sie Eigen¬
tum der Hohenzollernfamilie seien und nicht unter -die Be¬
stimmungen des Versailler Vertrages fielen.

Klage Ungarns bei dem Schweizer Gericht wegen tätlicher
Mißhandlung des ungarischen Ministerpräsidenten.

Der Chef der beim Völkerbund akkreditierten ungarischen
Delegation reichte bei -dem Schweizer Gericht wegen tätlicher
Mißhandlung des ungarischen Ministerpräsidenten Gras Beth-
len bei Ausübung seiner Pflicht als Repräsentant eines Mit¬
gliedstaates eine Klage ein . Der Täter wurde gestern von der
Polizei vernommen und erklärte , er habe ausschließlich aus poli¬
tischen Motiven gehandelt . Er wurde in das Gefängnis über¬
führt . Wie jetzt sestgestellt wurde , ist der Täter vor einiger
Zeit wegen Hochstapelei und Betrugs zu mehreren Jahren Ge¬
fängnis verurteilt worden.

Italienische Gerechtigkeit.
Den 28 jungen Südtirolern , die im November v . I . in

einem -Bozener Gasthaus wegen angeblicher Geheimbündelei
verhaftet , in Ketten gelegt und ins Gefängnis geführt wurden,
kann -so gut wie nichts Strafbares nachgcwiosen werden . Der
Untersuchungsakt ist, wie der „Neuen Freien Presse " aus Inns¬
bruck geschrieben wird , am 3. Mai von Triest mit dem Bescheid
zurückgekommen, haß das gegenwärtige Material zur Erhebung
einer Änklqge nicht hinreiche . Trotzdem ersuchte -der Bozener
Staatsanwalt Dr . Torribolo telegraphisch um eine zweimona¬
tige Verlängerung der Strafuntersuchung , die auch bewilligt
wurde . Die Angehörigen der Verhafteten sind inzwischen in
Not geraten , und die Verteidiger haben sich mit -einem neuer¬
lichen Einspruch an -das Justizministerium in Rom gewandt.
Da unter den -Verhafteten auch österreichische und deutsche
Staatsangehörige sich befinden , wäre es Wohl Aufgabe der Re¬
gierungen in Berlin und Wien , der Sache auch ihrerseits nach¬
zugehen.

Die Maßregelung der elsätzischen Autononnsten.
Paris , 14. Juni . Das Journal " meldet , daß der Justiz¬

minister La-valle für nächsten Dienstag den Generalkommissar
für elsaß -lothringische Angelegenheiten , den Bischof von Straß¬
burg und die Präsidenten der elsaß -lothringischen evangelischen
und reformierten Landeskirchen zu sich nach Paris ins Justiz¬
ministerium befohlen hat , um mit ihnen die Sanktionen zu be¬
sprechen, die gegen die Priester und Pfarrer ergriffen werden
sollen, die das autonomistische Manifest unterzeichnet haben.

Zusammenstöße in Lille.
Paris , 14. Juni . In Lille kam es gestern zu ernsten Zu¬

sammenstößen zwischen Katbolikcn und -Sozialisten . Während
am Schluß -der M -sse die Menge vor der Kirche gesegnet
wurde , tauchte plötzlich eine Schar von Sozialisten auf , die die
Internationale sang . Trotz des kürzlich von Len- Behörden
erlassenen Verbots veranstalteten darauf die Katholiken eine
Prozession durch die Stadt , verfolgt von den lärmenden So¬
zialisten . Trotzdem konnten Zusammenstöße vermieden werden.
Plötzlich aber tauchte in verschiedenen Autos eine Schar ande¬
rer Gruppen auf , die ausstiegen und sich auf die Sozialisten
warfen . Es gab ein blutiges Handgemenge bei dem verschie¬
dene Personen schwer verletzt wurden.

Um Abd el Krim.
Paris , 14. Juni . „Petit Parisien " -will wissen : Die heute

in Paris beginnende französisch-spanische Marokkokonferenz
werde beschließen, daß Abd cl Krim , seine Verwandten und
seine nähere Umgebung , im Ganzen etwa 40 Personen , nach
einer französischen Kolonie , wahrscheinlich nach Madagaskar,
verbannt werden soll . Spanischerscits würde man ja gerne
sehen, -wenn Abd el Krim den spanischen Behörden als Kriegs¬
verbrecher ausgeliefert werden würde ; aber -da er sich den
Franzosen freiwillig ergeben habe , könnten -sie ihn nicht aus¬
liefern . Die in der Gefangenschaft umgekommenen spanischen
Offiziere , deren Tod die Spanier Abd el Krim zum Vorwurf
machen, seien übrigens an Typhus gestorben.

Aus Stadt und Bezirk.
— Ans -Grund der am 26. Mai und den folgenden Tagen

abgehaltenen 2. Dienstprüfung ist unter 63 Lehrern und Leh¬
rerinnen zur ständigen Anstellung an e-vagelischen Volksschulen
für befähigt erklärt worden : Sieb,  Wilhelm von Bern¬
bach.

— Der Herr Staatspräsident hat u. a . eine Lehrstelle an
der evangelischen Volksschule in Bitz OA . Balingen dem Unter¬
lehrer Gustav Schaible in Waldrennach  übertragen.

Neuenbürg, 13. Juni . (Eingesandt.) Volksentscheid
— -Fürstenentcignung  lautete das Thema , welches am
Samstag Abend in einer von der Sozialdemokrati¬
schen Partei  einberufenen öffentlichen Versammlung behan¬
delt wurde . Nach kurzen einleitenden Worten des Vorsitzenden,
Gemcinderat Dietrich,  erteilte derselbe dem Referenten , Ge-
werkschaftssekretär EichIer  aus Stuttgart das Wort , welcher
eingangs seiner Ausführungen mit kurzen Worten auf das
Volksbegehren zurückkam, die 12 Mill . Unterschriften wür¬
digte und Labei betonte , daß die beiden Parteien , welche das
Volksbegehren beantragten , bei den letzten Reichstagswahlcn
nur 10ss Millionen Stimmen aufbrachten . Daraus gehe klar
und deutlich hervor , daß auch ein ganz bedeutender Teil der
bürgerlichen Parteien sich diesen ins unbegrenzte gehenden For¬
derungen der ehemaligen regierenden Fürsten widersetztc. So¬
dann schilderte der Referent in klaren , leicht verständlichen , von
großer Sachkenntnis zeugenden Worten die heutige Wirtschafts¬
krisis, ihr Ursache und Auswirkung . Das verkehrteste aber,
was die Unternehmen tun können , sei der allgemeine rücksichts¬
lose Lohnabbau . Derjenige Unternehmer , der da glaube , daß
durch diesen rigorosen Lohnabbau unsere Wirtschaft wieder ge¬
sunde, der befinde sich ganz gewaltig aus dem Holzweg . Anstatt
die Kaufkraft der breiten Schichten des Volkes zu heben, um da¬
durch den Bedarf an Produkten zu steigern , wird derselbe im-
mchr mehr hcrabgedrückt . Und als unausbleibliche Folge re-



einer Breite von 600—1000 Meter zerstört worden . In Lhaux-
de-Abel 'sind etwa 15 Häuser und Las Schulhaus , die auf einer
Anhöhe lagen , zerstört worden . Von einem Hause wurde das
Dach fortgctragen . Die benachbarten Häuser sind bis auf die
Grundmauern zerstört . Ein fünf Meter hohes Haus wurde
umgekehrt.

Polen beansprucht einen ständigen Ratssitz.
Paris , 14. Juni . Der Polnische Außenminister Zalowski

erklärte einem Vertreter des „Figaro ", Polen sei überzeugt,
daß es, ebenso wie Deutschland , ein Recht (?) aus einen stän¬
digen Sitz im Völkerbundsrat habe . Dieses Recht gründe sich
aus die geographische Lage Polens und seine Bedeutung als
Brücke zwischen Mittel - und Osteuropa . Außerdem bestehe eine
enge Verbindung zwischen der Frage eines ständigen Ratssitzes
für Polen und den Locarnoverträgen . Polen verfolge mit
Interesse das Verhalten Spaniens und Brasiliens . Die gegen¬
wärtige Krise im Völkerbundsrat würde keine Entfremdung
Spaniens und Brasiliens herbeisühren . Der Minister erklärte
weiter , Polen lege Wert darauf , mit Rußland gute Beziehun¬
gen aufrecht zu erhalten

Ein truoes BW Loucheurs.
Paris , 14. Juni . Das „Petit Journal ", welches Eigentum

Loucheurs ist, bringt heute in der auffallendsten Weise einen
Artikel , den man mit Fug und Recht Loucheur zuschieben kann.
Darin wird ein Hinweis auf die finanzielle Situation Frank¬
reichs gegeben , der zweifellos seine Rückwirkungen haben wird.
Loucheur behauptet . Laß der Staat außerordentlich große Aus¬
gaben habe , denen keine Einnahmen gegenüberständen . Nach
den Beschlüssen, die Loucheur am 4. Dezember 1925 durchgesetzt
habe , sei es möglich gewesen, acht Milliarden zusammenzubrin-
gen (bekanntlich zum größten Teil durch Inflation und nur
zum Teil durch neue Steuern ). Von diesen 8 Milliarden seien
7 bis zum 1. Juni perbraucht worden , und nur eine Milliarde
habe zur Verfügung gestanden , dascheißt mit anderen Worten,
daß der Staat seit De;ezember joden Monat eine Milliarde mehr

verausgabt habe , als er eingenommen habe.
dem Notenbestand des französischen

Dazu komme noch,
daß von dem Notenbestand des französischen Schatzamtes jähr¬
lich 30V Millionen ausgegeben würden . Die Kammer sei bis¬
her nicht in der Lage gewesen, diese Tatsache festzustellen, aber
die Ausgabe von 300 Millionen erklärten zur Genüge das
Sinken des Frankenkurses . Infolgedessen müsse man zu der
Feststellung gelangen , daß wenigstens 3 Milliarden neue Ein¬
nahmen notwendig seien . Dazu komme noch eine schwebende
Schuld von 50 Millionen , durch die der französische Staat be¬
droht sei. Es sei das Wichtigste , das Finanzreformkomitee ein¬
zuberufen , um neue Einnahmequellen zu schaffen. Das Aus¬
land müsse über die französischen Einnahmen volle Beruhigung

Mit dem Gleichgewicht allein sei nichts getan.
man den Morgankredit leichtsinnigterweise ausgegvben habe,
so habe auch das zu nichts geführt . Alan habe sich eben nur
Illusionen hingegeben . Jetzt sei 'der Zeitpunkt gekommen,
energisch zu handeln . Das Uebel müsse an der Wurzel ange-
saßt werden , sonst sei alles rettungslos verloren . «

Aufregung an der Pariser Börse.
Paris , 14. Juni . Loucheurs Alarmruf , daß Frankreich von

den acht Milliarden Inflationsgeldern , die im Dezember be¬
willigt worden waren , bereits sieben Milliarden verbrauchte,
sodaß mit einer neuen Inflation gerechnet werden muß , tat
heute seine volle Wirkung . Das Pfund Sterling erreichte
174, der Dollar 35,5. Die Intervention mit den 100 Millionen
Dollars des Morgankredits war also vollkommen wirkungslos.
Die Aufregung an der Pariser Börse erreichte heute eine noch
nie gekannte Höhe . Trotz strömenden Regens standen die Leute
in der Börsenvorhalle und auf den Treppen zum Börsen¬
gebäude , wo die internationalen Werte und die sogenannten
Kulissenwerte gehandelt werden , während der zwei Börsen¬
stunden in drangvoll fürchterlicher Enge und kauften Südafri¬
kaner , Mexikaner und Türken zu den abenteuerlichsten Preisen,
die alle ausländischen Paritäten weit übcrtrafen . Kurssteige¬
rungen bis zu tausend Franken von einer Aktie waren zu ver¬
zeichnen. Niemand dachte während der Börse daran , die er¬

zielten Gnvinnc zu realisieren , niemand verkamt? -
ui wildem Taumel . Mz U

Verlängerung des Kriegsbündnisies der Kleine« n
Paris . 14. Juni . Heute wurde in Bukarest ^

unterzeichnet , wodurch der rumänisch -tsckEch -tzm^
Allianzvertrag aus drei Jahre verlängert wich ^ "üosv

Chamberlain über die russiskli« , Hilfsgelder
London , 14. Juni . Außenminister Ehamberlmn^

tete im Unterhaus verschiedene Anfragen über
Hilfsgelder und erklärte , daß er >dem russischen
London , Rakowsky , mitgeteilt habe , daß die amÄ '̂ ^
stsche Propaganda in England ein ernstes HürderÄs^ "

die Regierung zu keinen neuen Verhandlungen mi »
schreiten könne, solange diese Propaganda andauere U
den britiichen Geichaststräger in Moskau vor einiae» ^
angewiesen, ' der Soivsitregierung m7tzMlen " daß tẑ " ^
Regierung nicht stillschweigend über die Finanzaktion N "'
fischen Finanzkommissariats , welches eine besonderes -"
gung zur Geldüberweisung zwecks Unterstützung
liehen englischen Generalstreiks erteilt habe, hinweggeben

Mißtrauen in Spanien . ^
Madrid , 14. Juni . Der Verlauf der heute in Nif,- L.

nenden Marokko -Verhandlungen wird hier mit grchkrZ^nung erwartet . Einaeweihte 'Kreise versichern, dak r^
unannehmbare Forderungen stelle, und zwar derart
nien , um künftige Aufstände Zu verhindern , entweicht
ganze Risgebiet militärisch besetzt halten oder sich mitd-r^
zösischen Kontrolle in der spanischen Zone einverstanden^
rcn müsse. Vielfach wird gesagt , daß das AusschaltenW
Krims das Marokko -Problem bedeutend erschwere "E
hätte dies eigentlich voraussehen müssen und hätte 'kluo den
getan , die Bildung eines halbautonomen Rifstaates r« U
Worten . Auch über die Folgen des Bündnisses mit siraM
wird hier ungünstig gesprochen . '
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Zwangsversteigerung.
Am Mittwoch den 16. Juni , vormittags 10 Uhr, kommt

in Schwann gegen Barzahlung öffentlich zum Verkauf:
1 neue Mosterei (Mahlmühle und Presse)

Zusammenkunft am Rathaus in Schwann.
Hildenbrand , Gerichtsvollzieher.

Gemeinde Ottenhausen.

Das Beerensammeln
in den hiesigen Gemeindewaldmigen Vor I . Juli Vs. Js.
ist bei strenger Strafe verboten.

Den 12. Juni 1926.
Gemeiuderat : Vors. Keßler.

Neuenbürg , 15. Juni 1926.
Schmerzerfüllt machen wir die traurige Mit¬

teilung, daß unsere liebe Frau und Mutter
Katharine Heermann,

geb. Degenfelder,
unerwartet rasch gestorben ist.

Die trauernden Hinterbliebenen:
Karl Heermann mit Kindern.

Beerdigung: Donnerstag nachmittag2 Uhr von
der Leichenhalle aus.
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Neuenbürg.

Betrifft Bierziger -Feier!
Die auf Samstag den 19. Juni im Gasthof z. „Bären"

anberaumte Bierziger -Aeier muß umständehalber bis zu
einem späteren Termin verlegt werden.

Der « rrSichutz

B i r k e n f e l d.
Schöne geräumige

wird von ruhiger Familie z«
mieten gesucht.

Offerten an die „Enztäler"-
Geschäftsstelle erbeten.

1« M«rk
gegen5—6fache Sicherheit auf
6 Monate aufzunehmen gesucht.
Zins nach Vereinbarung.

Angebote unter Nr. 235 an
die „Enztäler"-Geschäftsstelle.

S a l m b a ch.

Zugelaufen
sind mir heute ein großer
Hühnerhund , Rüde, mit
Keltenhalsband, I br.Spauil-
Hündin . Abzuholen gegen
Einrückungsgebühr und Futter¬
geld bei

Ar . Anderer,
Vorst, d. Kleintierzuchlvereins.

Unterreichenbach.
Drei erstklassige

Acht
Mttll
von 14 bis 18 Mon. alt, mit
Abst., hat zu verkaufen

I . Tchöningrr,
Farrenhalter.

Mrlleulberglscher
SchwlirzM-Verein
B.-B. Neuenbürg.

Wanderung
Dobel-TenselsolWe-Hohloh
am Sonntag , den 20. Juni
1926. Abgang V-6 Uhr am
Marktplatz. Bei genügender
Beteiligung Autofahrt dis
Dobel. Anmeldung bis Frei¬
tag nachmittag bei der Füh¬
rung.

Hermann Bozeuhardt.

Piano
schwarz poliert, wemg
gespielt, sehr preiswert

zu verkaufen.
Piano , eiche, z.vermieten.
8vdmiäLLuoImrM,
Pforzheim , Westl. 23,

1 Treppe,
gegenüb.Schauspielhaus.

UrBnDrsiktt!
Eine gebrauchte

TiegeldrMMsse
(„Stella ") ist zu verkaufen.
Preis 300 Mark.

Buchdrvckerei Schneider,
Pforzheim.

Verlobullgs-Lüreigeü
1» liartv » rrritl Lrislktkdrii»

liekert. rsseb unci prsisvert

Inst . 1> 8t .rom.

AnduiirtsAft!l«i>
Der von der politischen Linken veranlaßt VolksenG

über die völlige Enteignung der Fürsten verdient das bis
dere Augenmerk der Landwirtschaft, weil sich in ihm darii
dieser Seite schon offen ausgesprochene Bestreben zeigt,^
politisches Ziel, das auf gewaltsamem Wege nicht errü
werden konnte, nach und nach auf gesetzlichem Wege zur
zwingen: die Beseitigung - er Unantastbarkeit besPch,
eigentnms. Bei der bekannt landwirischaftsjeindüchen Ei
ftellung der Antragsteller dieses Volksentscheids und derB
gen Außerachtlassung der wirtschaftlich lebensnotwench
Bedürfnisse der Landwirtschaft durch diese ist es leicht
verstehen, daß ein Erfolg dieses Volksentscheids den AM
der Linken anregen wird, den Besitz durch die Schaffungi
gendwelcher Enteignungsmöglichkeiten zu schwächen undv
litisch zu knebeln. Wen diese Maßnahmen dann zuerst sich
würden, davon erhielten die Landwirte einen kräftigen V«
geschmack in den recht erheblichen Eingriffen in dieM
des Grund- und Hausbesitzes (WohnungszwangswirW
Baulandgcsetzu. a. m.) und in der wirtschaftsfeindlichen, d
Bauernstand fast erdrückenden Steuerpolitik. !

In der Auseinandersetzung des Staates mit den FW
dürfen die selbstverständlichen Grundgebote des Rechtsstmüj
nicht verlassen werden. Dieser Forderung entspricht ein
der Regierung vorgelegter Gesetzentwurf. Tie Regier«
Parteien haben sich in einer gemeinsamen Erklärung daß
eingesetzt, daß das zu schaffende Gesetz den Fürsten nurk
Vermögen belassen wird, das sie als unzweifelhaftes Priel
eigentum erworben haben. Das ist die geeignete Grundlii
auch für die Stellungnahme der Landwirtschaft. Den VolW
scheid am 20. Juni muß der Bauer deshalb strikte MP
und sich von- er Beteiligung an ihm auf alle Falle feruhali«
Dazu bestimmen ihn nicht nur staatserhaltende BeiveggrV!
Es gcht dabei um sein eigenes Hab und Gut. UmP
Vorfahren willen, deren Tradition ihm seinen Hof und8
trieb erhalten, um seiner Selbsterhall ung und um die§
kunft seiner Kinder willen muß der Bauer fern bleiben»
einer Handlung, deren Tragweite für den Besitzenden
nicht abzusehen ist. Ein Bauer, der sich an der AbstimH
am 20. Juni beteiligt, legt damit die Axt an die""
seiner eigenen Existenz. Das tut er auch dann,
mit „Nein" abstimmt, denn nach den gesetzlichen Bestm«
gcn muß bei dieser Abstimmung mindestens dieM
aller Wahlberechtigten überhaupt ihre Stimme aW
(gleichgültig ob mit Ja oder Nein), wenn der VolksentzV
Geltung haben soll. Es kann also der Fall eintreten, di
der Volksentscheid wegen einer einzelnen Nein-Stimme^
gunsten der Antragsteller entschieden wird, wenn von««
spielsweise 40 Millionen Wahlberechtigten 20^Mionen«
Einer abstimmen und dieser Eine mit Nein Mmt, §
dann hat Einer mehr als die Hälfte abgestimmt. «Mi
dieses sonderbare Abstimmungsverfahren muß
stimmen und ist ein Grund mehr für den Landwirt, me
stimmung auf alle Fälle abzulehnenLavdlv.ReMroerein RenenST
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